
Oö. Landtag: Beilage 54/2021, XXIX. Gesetzgebungsperiode 

 
 
 

Abänderungsantrag 

der unterzeichneten Abgeordneten der ÖVP 

zur Beilage 34/2021 (Bericht des Ausschusses für Finanzen und Kommunales 

betreffend den Voranschlag des Landes Oberösterreich für das Finanzjahr 2022), 

Budgetgruppe 0 „Vertretungskörper und allgemeine Verwaltung“, 

betreffend den Personalaufwand 

 

 

Der Oö. Landtag möge beschließen: 

 

Der im Teilabschnitt 1/02010 „Amtsbetrieb“ bei der Voranschlagsstelle 1/020100/5101 

„Geldbezüge der ganzj. beschäftigten Vert.Bed. I“ veranschlagte Betrag in Höhe von 

81.267.100 Euro wird im Ergebnis- und Finanzierungshaushalt um 7.214.500 Euro auf 

88.481.600 Euro erhöht. 

 

Sämtliche Abänderungen von Mittelaufbringungen und Mittelverwendungen sind in den 

Schlusssummen des Art. I Z 1 und 2, den entsprechenden Bereichsbudgets sowie bei den 

Anlagen 1a, 1b, 5a, 6a, 6b, 6c und 6f gem. VRV 2015 sowie der Überleitungstabelle gem. Art. 

25 Abs. 2 ÖStP 2012 zu berücksichtigen. 

 

 

Begründung 

 

Die Übernahme des Gehaltsabschlusses 2022 für den öffentlichen Dienst beim Land OÖ 

bewirkt einen Zusatzbedarf im Bereich des Verwaltungspersonals in Höhe von 7.214.500 

Euro. 

 

 

Linz, am 14. Dezember 2021 

 

 

(Anm.: ÖVP-Fraktion) 
Dörfel, Csar, Manhal, Froschauer 

 


